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An das

Regierungspräsidium Darmstadt

Luisenplatz 2

64287 Darmstadt

Per Einschreiben mit Rückschein /  Abgabe durch die Stadt Offenbach

Erneute  Einwendung zum Planfeststellungsverfahren „Ausbau des Flughafens Frankfurt am Main“ – zweite  Offenlegung  wegen fehlerhafter Unterlagen der Fraport AG im April 2007

1.1 Einwendungen aufgrund privater Betroffenheit 
1.2 Erneute Einwendungen aufgrund privater Betroffenheit 
gegen den Plan der Fraport AG, den Flughafen Frankfurt am Main nach Maßgabe der in das Verfahren eingebrachten Planungsunterlagen auszubauen, insbesondere die beantragten Anlagen zu errichten und zu betreiben.
1.2
Als Betroffener des geplanten Objekts habe ich bereits mit Schreiben vom xxxxx Einwendungen erhoben. Da ich davon ausgehen muss, dass ich durch die Planänderung mehr als durch die ursprüngliche Planung in meinen Belangen betroffen sein werde, ergänze ich nachfolgend meine Einwendungen.
1.3 Anschreiben
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit reiche ich fristgerecht unsere Einwendungen gegen das o.g. Projekt ein.
Die Einwendung  richtet sich gegen den Plan der Fraport AG, den Flughafen Frankfurt am Main nach Maßgabe der in das Verfahren eingebrachten Planunterlagen auszubauen, die beantragten Anlagen gem. den beantragten Genehmigungen, Erlaubnisse und Bewilligungen (§ 9 Abs. 1 LuftVG i. V. m. §§ 74, 75 HVwVfG einschließlich der beantragten wasserrechtlichen Erlaubnisse und Bewilligungen (§§ 7, 8 WHG) zu errichten und zu betreiben.

Als Betroffener des geplanten Objekts erhebe ich gegen das Vorhaben Einwendungen, weil ich nach dem in den Unterlagen dokumentierten Stand der Planung davon ausgehen muss, bei einer Planfeststellung und Verwirklichung des Projektes in meinem Recht auf Schutz des Lebens, der Gesundheit und der körperlichen Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S.1 GG), in meinem Recht auf Schutz des Eigentums sowie in eigentumsgleichen Rechten(Art. 14 GG) und in meinem Recht auf Schutz der konkreten Handlungsfreiheit und der Persönlichkeit sowie der Freizügigkeit (Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG i. V. m. EMRK) rechtswidrig verletzt zu werden.

Schon jetzt beantragen ich, den Antrag der Fraport zum o.g. Plan der Fraport AG abzuweisen, da die Unterlagen unvollständig, unrichtig und die Realität nicht richtig wiedergebend sind.
2. Antragsunterlagen

2.1 Unzulänglichkeit der geänderten Planfeststellungsunterlagen
Die geänderten Planunterlagen lassen nicht erkennen, wo ich in meinen Rechten stärker oder neu betroffen bin.

Den gelben Markierungen kann ich nur entnehmen, dass sich etwas geändert hat, aber nicht, ob dies negative Auswirkungen auf meine Rechte und Belange hat. Die alten, geänderten Textpassagen wurden aus den neuen Unterlagen vollständig herausgenommen, die alten Planfeststellungsunterlagen liegen nicht mehr aus. Die geänderten Planfeststellungsunterlagen sind schon deshalb an die Fraport AG zurückzugeben und eine erneue  ergänzende Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen.

2.2 Keine Bedarfsbegründung durch landesplanerische Vorgaben

Derzeit existiert kein gültiger Landesentwicklungsplan (LEP), der die Ausbaunot-wendigkeit am Standort begründet. Der Passus, welcher den Flughafenausbau betraf, wurde vom VGH in Kassel aus dem Landesentwicklungsplan heraus-genommen. Derzeit steht die Erstellung eines neuen Landesentwicklungsplans im Landtag an. Dies ist jedoch ergebnisoffen und kann von daher keine Rechts-grundlage für den derzeit gestellten Planfeststellungsantrag darstellen.

Es gibt keinen gültigen Landesentwicklungsplan, auf den sich der derzeitige Planfeststellungsantrag beziehen könnte. 
2.3 Weiterhin unzureichende Unterlagen zur Lärmproblematik

Die vorgelegten Unterlagen zu den Lärmauswirkungen des Vorhabens sind unzureichend, irreführend und objektiv falsch. Da die technische Kapazität des Flughafens Frankfurt/Main nach den geplanten Ausbau für den Planungsfall des Jahres 2020 mit ca.710000 Flugbewegungen bis 900.000 Flugbewegungen als technische Auslastung nach Annahmen von Experten steigerbar ist, sind sämtliche Lärmgutachten von vornherein als fehlerhaft anzusehen und unbrauchbar.
Die Gutachten sind zudem unbrauchbar, weil sie nicht sämtliche möglichen An- und Abflugstrecken berücksichtigen, sondern nur eine begrenzte Anzahl von Flugrouten. 
Die Auswahl der An- und Abflugstrecken erweckt den Anschein, dass die Fraport AG Flugrouten bewusst zugrunde gelegt hat, die heute als gering Lärm erzeugend dargestellt werden, aber morgen wieder geändert werden können. 
Offensichtlich verfährt die Fraport AG nach dem Prinzip: Hohe Vorbelastung aus dem Bestand und geringe Belastung aus dem Ausbau. Dementsprechend erfolgt die Verteilung der An- und Abflüge auf den Flugrouten. Es wird daher gefordert, für die Berechnung der Bevölkerungsbelastung diejenigen An- und Abflugstrecken zugrunde zu legen, die technisch möglich sind und zu den negativsten Lärmbelastungs-Situationen für die Anwohner führen (Worst-Case-Betrachtung).

Aufgrund der Unterlagen ist es dem Betroffenen zurzeit nicht erkennbar, welche Lärmkonturen dem Vorhaben einmal zugrunde liegen werden. Für den Tag werden zum einen Isolinien dargestellt, bei denen der energieäquivalente Dauerschallpegel Leq 3 von 55 dB bis 70 dB variiert, zum anderen werden Konturen ermittelt, die das Gebiet umschließen, in dem pro Durchschnittstag in der Zeit zwischen 06:00 und 22:00 Uhr ein A-bewerteter Maximalschallpegel von 99 dB mind. 19 Mal bzw. 90 dB mind. 25 Mal erreicht oder überschritten wird. Der betroffene Bürger kann somit aus den vorgelegten Unterlagen die tatsächliche Betroffenheit nicht erkennen.
2.4 Fehlende Unterlagen des gesamten Verfahrens
Es wird in den Planfeststellungsunterlagen auf Unterlagen der Mediation und des Raumordnungsverfahrens verwiesen, die den Planfeststellungsunterlagen nicht beigefügt sind. Ich bin also nicht in der Lage, die gemachten Angaben im Planfeststellungsantrag auf Ihre Richtigkeit hin zu überprüfen. 
Daher fordere ich eine erneute Auslage der kompletten Unterlagen.  

2.5 Unzureichende Untersuchung der Vorhabensalternativen
Da es kein gültiges Raumordnungsverfahren gibt, hätten im Planfest-stellungsantrag relevante Vorhabensalternativen umfänglich untersucht und bewertet werden müssen. 
Die Fraport AG hat bisher ein völlig unzureichendes  Standortauswahlverfahren durchgeführt. Sich aufdrängende bzw. nach Lage der Dinge sich anbietende Vorhabensalternativen bzw. -varianten werden nicht oder nicht hinreichend berücksichtigt. 
Die Fraport AG gewichtet den Gesichtspunkt der Umsteigezeit und damit die Hub-Funktion des Flughafens Frankfurt/Main unzutreffend, in dem sie bei der Standortauswahl extrem kurze Umsteigezeiten zu einem zentralen Kriterium erhebt. Die sich als Alternative anbietende Bildung eines Flughafensystems mit dem Flugplatz Wiesbaden-Erbenheim als Satelliten-Airport bzw. mit dem Flughafen

Frankfurt-Hahn wird mit rechtlich nicht haltbaren Argumenten 
ausgeschlossen. 
Optimierungen des bisherigen Start- und Landebahnsystems als Alternativenvarianten werden auf falsche Weise negativ bewertet.

2.6.1 Unterlagen zu Lärmauswirkungen ungenügend
Die vorgelegten Unterlagen zu den Lärmauswirkungen des Vorhabens sind unzureichend, irreführend und objektiv falsch. Da entgegen den Annahmen von Experten die technische Kapazität des Flughafens Frankfurt/Main nach den geplanten Ausbaumaßnahmen für den Planungsfall des Jahres 2020 mit 660.000 Flugbewegungen anstelle von bis zu 900.000 Flugbewegungen angenommen wurde, sind sämtliche Lärmgutachten von vornherein als fehlerhaft anzusehen und unbrauchbar. Aufgrund der Unterlagen ist es dem Betroffenen zurzeit nicht erkennbar, welche Lärmkonturen dem Vorhaben einmal zugrunde gelegt werden. Für den Tag werden zum einen Isolinien dargestellt, bei denen der energieäquivalente Dauerschallpegel Leq 3 von 55 dB bis 70 dB variiert, zum anderen werden Konturen ermittelt, die das Gebiet umschließen, in dem pro Durchschnittstag in der Zeit zwischen 06:00 und 22:00 Uhr ein A-bewerteter Maximalschallpegel von 99 dB mind. 19 Mal bzw. 90 dB mind. 25 Mal erreicht oder überschritten wird. Der betroffene Bürger kann somit aus den vorgelegten Unterlagen die tatsächliche Betroffenheit nicht erkennen.

2.6.2 Fehlerhafte Bewertung der Verkehrsgeräusche
Neben den flugbetriebsbedingten Geräuschimmissionen werden aber auch die Verkehrsgeräusche in fehlerhafter Weise bewertet. Die diesbezüglich vorgelegten Unterlagen (Gutachten G 10.2 (Verkehrsgeräusche, Teil A und Teil B) geben nicht die tatsächlich entstehenden Verkehrsgeräusche wieder. So wurde nicht berücksichtigt, dass der geplante Terminal 3 zu einem erhöhten Verkehrsaufkommen auf der Autobahn BAB A 5 führen wird. In diesem Zusammenhang ist insbesondere die Abgrenzung des Untersuchungsraums nicht geeignet, die Schallimmissionen darzustellen, die vom regional bedeutsamen Straßen- und Schienennetz ausgehen werden. Die Festlegung des Untersuchungsraums richtet sich nämlich nach den An- und Abflugrouten, die ganz offensichtlich keine Bedeutung z. B. für den Straßenverkehrhaben. 
Vielmehr hätte sich die Abgrenzung des Untersuchungsraums nach dem Straßen- und Schienennetz richten müssen. Aufgrund des fehlerhaften Untersuchungsraums werden z. B. die Autobahnen BAB A 3 und BAB A 5 nicht ausreichend berücksichtigt. Das beantragte Vorhaben wird zu einer erheblichen Mehrbelastung aufgrund des Verkehrsaufkommens und damit zu erheblichen zusätzlichen Lärmbelastungen führen. Dies wurde nicht berücksichtigt. 
Es wird gefordert, der Antragstellerin realistische Informationen zur Verkehrslärm-Belastung abzuverlangen und diese Unterlagen dann erneut auszulegen.

2.7 Antrag auf Einstellung des Planfeststellungsverfahren
Ich beantrage daher, das Planfeststellungsverfahren allein aus diesem formalen Gründen abzubrechen und das gesamte Genehmigungsverfahren neu zu eröffnen.

Weiterhin beantrage ich aus all den im Folgenden genannten Gründen, das Planfeststellungsverfahren einzustellen. Hilfsweise beantrage ich, dass sich die Fraport AG zur vollständigen finanziellen Ersatzleistung aller meiner gesundheitlichen und eigentumsrechtlichen Nachteile verpflichtet.

3. Planrechtfertigung
3.1 Auswirkungen des Ausbaus

Als Bürger/in des Rhein-Main-Gebiets bin ich auch von den geänderten Planunterlagen zum Ausbau des Flughafens Frankfurt Main direkt betroffen. Die überarbeitete Luftverkehrsprognose zeigt, dass die 2 Auswirkungen des Ausbaus noch dramatischer als in den ursprünglichen Planunterlagen dargestellt, sein werden. Ich sehe mich aufgrund des gestiegenen Passagieraufkommens mit einem noch größeren Verkehrsaufkommen auf den Straßen, die bereits jetzt zum Teil an ihre Leistungsfähigkeit gestoßen sind, konfrontiert. Trotz kleinerer Verbesserungen wird der Waldverlust durch Bannwaldrodung und die Veränderung des lokalen Klimas zu erheblichen Zusatzbelastungen führen. Außerdem ist ein weiterer Verlust der ohnehin knappen Naherholungsgebiete im dicht besiedelten Rhein-Main-Gebiet für mich nicht hinnehmbar.

3.2 fehlende Begründung Bedarf

Das Vorhaben der Fraport AG ist objektiv nicht erforderlich, um einen luftverkehrsseitigen Bedarf unter Berücksichtigung der Prinzipien einer nachhaltigen umweltverträglichen Mobilität zu befriedigen. Die von der Fraport AG vorgelegten Bedarfprognosen können den geplanten Ausbau nicht rechtfertigen. Mit Hilfe einer Gesamtverkehrsplanung könnte sichergestellt werden, dass die tatsächlich nachgefragten und prognostizierten Verkehrsströme auch ohne das vorliegende Projekt zu bewältigen sind. Die Fraport - Planung dient im Wesentlichen der betriebswirtschaftlichen Optimierung. Damit werden die Voraussetzungen der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts für eine Planrechtfertigung nicht erfüllt. Das gilt auch dann, wenn man die zweifelhaften Prognosen zu dem vermeintlich positiven Auswirkungen des Flughafenausbaus auf Wirtschaft und Beschäftigung in der Region als realistisch zugrunde legen wollte. Damit ist das geplante Vorhaben nicht „vernünfti​gerweise geboten" im Sinne der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts.
3.3 Keine Rechtfertigung aus Gründen der Daseinsvorsorge
Die Rechtfertigung für eine solche Planung kann in einem vom Land Hessen zu regelnden Genehmigungsverfahren lediglich die Daseinsvorsorge für die betroffene Bevölkerung sein. Betroffen in diesem Sinne sind regelmäßig Menschen, die im Umkreis von 60 Autominuten leben. Dies sind um den Frankfurter Flughafen ca. 11 Millionen Menschen, die nach allen Erfahrungen ca. 20 Millionen Passagiere pro Jahr generieren könnten. 20 Millionen Passagiere kommen demnach von weiter her, weitere 40 Millionen Passagiere kommen als reine Umsteiger. Für diese 60 Millionen Passagiere kommt der Begriff der Daseinsvorsorge also nicht in Frage. Ein derartiges Großprojekt, welches für die Anlieger eine ganze Reihe von negativen Folgen hat, kann jedoch nur gerechtfertigt werden, wenn er der Daseinsvorsorge der betroffenen Bevölkerung dient. Dies ist eindeutig nicht der Fall. Im Übrigen sehe ich keine Gründe eines überwiegenden öffentlichen Interesses, die den Ausbau rechtfertigen würden, denn die Prognosen bezüglich der Entwicklung des Flugverkehrs und der daraus resultierenden Arbeitsplätze sind falsch, da wesentliche Faktoren, wie z.B. die Entwicklung des Ölpreises nicht berücksichtigt wurden.

4. Persönliche Situation der Lebensgestaltung

4.1 Familiensituation         

Ich bin verheiratet und habe  xx  Kinder.

Die Kinder sind:

Im unmittelbaren Einwirkungsbereich der bisherigen und zusätzlichen Abflug- und Einflugschneisen für eine Landebahn Nord befinden sich die xx Grundschule und die weiterführende Schule xx unserer Kinder.
Durch Fluglärm ist ein Kind entscheidend in seiner Entwicklung benachteiligt gegenüber Kindern, die nicht in fluglärmbelasteter Gegend leben. Denn die häufigen und heftigen Einzelschallereignisse, von denen unsere Wohngegend schon heute betroffen ist, verhindern Konzentration am Tag und Tiefschlaf in der Nacht. 

Falls unserer Einwendung nicht gefolgt werden sollte (wogegen wir schon jetzt die Beschreitung weiterer rechtlicher Schritte ankündigen) beantragen wir ersatzweise, der Antragstellerin Fraport AG alle Kosten aufzuerlegen, die unserer Familie durch Umzüge und/oder erhöhte Ausbildungskosten (z.B. Nachhilfestunden und/oder Internatskosten) entstehen, damit unsere Kinder nicht für ihr ganzes Leben gegenüber anderen Kindern benachteiligt sind.

4.2 Freizeitgestaltung in Offenbach

Es wird ausdrücklich kritisiert, dass in den Unterlagen jegliche Auseinandersetzung mit Entschädigungs- bzw. Übernahmeansprüchen fehlt. Für die Betroffenen ist zur Zeit überhaupt nicht erkennbar, wann und in welcher Höhe sie mit Entschädigung für den Außenwohnbereich rechnen können. Aufgrund der erheblichen Lärmbelastungen sind auch Übernahmeansprüche nicht ausgeschlossen. Die Gutachten weisen in soweit ein erhebliches Defizit auf, das in rechtswidriger Weise zu Unsicherheiten und Unklarheiten führt. Hierzu wären umso konkretere Ausführungen zu erwarten gewesen, als die Fraport AG bei der Problematik des Lärmschutzes allein auf das Konzept des passiven Lärmschutzes setzt und eine Auseinandersetzung mit Maßnahmen aktiven Lärmschutzes letztendlich unterbleibt. Es wird daher gefordert, dass Festsetzungen getroffen werden, wonach bei einem Dauerschallpegel ab 55 dB(A) angemessene Entschädigungen zu zahlen und ab 65 dB(A) Übernahmen sicherzustellen sind.
Der RP-Darmstadt hat aus diesen Erkenntnissen ein weitere neue Wohngebietsausweisung der Stadt Offenbach im Bereich des Gebietes Buchhügel untersagt, nachdem dort 60 dB Dauerschallpegel gemessen wurden. Eine weitere Steigerung über diesen Wert an anderer Stelle in Offenbach über dem Wohngebiet unseres Hauses  für eine bestehende Bebauung zuzulassen wäre widersinnig. 
Der Einsatz des A380 auf der uns tangierenden Abflugroute könnte in ein paar Jahren zu einer derartigen Belastung führen.
Die ansatzweise Darstellungen der zukünftigen Lärmbelastungen zwingen zu erhöhten Aufwendungen des Erreichens  unverlärmter Freizeit -und Zentrumseinrichtungen, die in Offenbach nicht mehr zur Verfügung stehen werden.
Berichte unserer Bekannten aus den verlärmten Ortsteilen in Offenbach zeigen, dass die Mehrzahl der dort lebenden ihr aktives Leben in ruhigeren Zonen des Rhein – Main Gebietes sucht. Diese Freizeitbereiche liegen ca. 10 Luftkilometer von Offenbach entfernt. Es sind die Bereiche zu denen schlechte öffentliche Verkehrsverbindungen von Offenbach aus bestehen. Eine Nutzung von Waldgebieten in der Nähe scheint uns in Zukunft aufgrund der starken Schallbelastung  nicht möglich.

Für eine befriedigende/ausreichende kommunikative Nutzung von Außenbereichen (befriedigende/ausreichende Sprecher/Hörer-Situation) wird ein Störpegel von 62 dB(A) vorgeschlagen. Nach den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen sind mehr als unwesentliche (familiäre) Kommunikationsstörungen im Außenwohnbereich jedoch bei Dauerschallpegel ab 55 dB(A) gegeben, so dass bereits bei diesen Lärmwerten Entschädigungsansprüche entstehen, wenn eine Vermeidung nicht möglich bzw. unverhältnismäßig ist.

Durch die zu erwartende erhebliche Zunahme des Fluglärms über Offenbach sowie der benachbarten Orte bzw. Ortsteile von Frankfurt wird sich die Situation der Gemeinde weiter negativ entwickeln.

Durch eine geringere Standortattraktivität ist ein Wegzug wirtschaftlich starker Einwohner sowie eine weiter verringerte Ansiedlungsbereitschaft von Betrieben zu befürchten.

Die damit verbundenen Segregationserscheinungen, bevölkerungs- und wirtschaftsstrukturellen Entwicklungen werden den kommunalen Handlungsspielraum stark reduzieren, die grundgesetzliche Garantie der gemeindlichen Selbst-bestimmung mittelbar gefährden und insgesamt und in den Auswirkungen mittelfristig zu einer Reduzierung der Lebensqualität für die verbliebene Bevölkerung führen.

5. Gesundheit     
5.1 Allgemeine Beschreibung Gesundheit

Seit langem warnen Mediziner, dass Lärm und insbesondere Fluglärm gesundheitliche Langzeit-Schäden verursacht. Fluglärm wird vom Menschen als bedrohlich empfunden, weil er von oben kommt und als besonderer Stress, weil es kein Entrinnen gibt. Nächtlicher Fluglärm bewirkt bei mir, dass die Anzahl der Tiefschlafphasen abnimmt, die Traumphasen kürzer werden, die Schlafzeit insgesamt geringer wird. Meine Schlafstörungen verstärken damit die Stress-Situation, mein Organismus reagiert mit einer erhöhten Ausschüttung von Stresshormonen, was wiederum auf Dauer zu verminderter Immunabwehr und Bluthochdruck führt.

Im Eindrehbereich vom nördlichen Gegenanflug auf die Anfluggrundlinien sind bisher bereits die Bereiche um Bruchköbel, Langenselbold und Hanau stark betroffen. Durch die Kurvenlage der Flugzeuge wirkt der Fluglärm besonders auf die Wohngebiete ein, was nach den künftigen Eindrehschleifen zur Landebahn NW speziell in unserem Nahbereich über dem nördlichen Teil Mühlheims und unserem Wohnhaus stattfinden wird.
Auf der neuen Landebahn Nordwest sollen bei Westwind insgesamt rd. 64.500 Landungen in den 6 verkehrsreichsten Monaten abgewickelt werden. Damit finden auf einer Landebahn künftig in etwa 2/3 der Landungen statt, die bisher auf den zwei vorhandenen Parallelbahnen statt fanden. Die schwersten Maschinen gehören der Kategorie 6.3 an, somit sollen auf der Landebahn 25N alle Maschinen bis auf den A380, die B747 und die MD 11 landen. Die Belastungen insbesondere für Offenbach, Mühlheim, Hanau und die südlichen Stadtteile Frankfurts nehmen daher in einem unerträglichen Umfang zu. Hinzu kommen die extrem niedrigen Überflugshöhen. Das Gewerbegebiet Taubengrund in Kelsterbach wird in einer Höhe von 58m  über Grund überflogen, im Frankfurter Süden sind nur rund 580-680m, in Offenbach gerade einmal knapp 900m und selbst Mühlheim wird noch mit rund 1000m über Grund überflogen.

Gesundheitliche Gefahren durch Lärm und speziell Fluglärm sind in der Literatur und in der Rechtsprechung hinreichend belegt.

Die deutsche Bundesregierung trägt dem im Nachbarstreit über den Nachtflugbetrieb mit der Schweiz dadurch Rechnung, dass sie von der Schweiz ein kategorisches Nachtflugverbot für den in Deutschland vielfältig gesetzlich bzw. im Verordnungsweg geschützten Ruhebereich von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr verlangt.

Für den Betrieb des Flughafens Frankfurt sollen diese bundeseinheitlich geltenden Ruhezeiten offensichtlich keine rechtliche Geltung haben.

Dies bei häufiger Mindestflughöhenunterschreitung und bei Ignorieren der besonderen Schädlichkeit von nächtlichen Einzelschallereignissen, die über Dezibel-Mittelungspegel nicht adäquat abgebildet werden.

Diese gesundheitliche Belastungssituation (v.a. die Schlafstörungen) führt zu körperlichem Dauerstress, der sich in Kopfschmerzen, Herz-Kreislauf-Störungen, Konzentrationsstörungen (v.a. bei den Kindern), Herabsetzung der körpereigenen Abwehr äußert und durch die Zunahme an Flugbewegungen in unverantwortlicher Weise zunehmen wird.

Die Zusammenhänge sind in der Fachliteratur hinreichend dokumentiert.

5.2 Beurteilungen der Lärmauswirkung
Schutz vor Fluglärm kann nur dann gewährleistet werden, wenn das Lärmschutz-konzept aus einer Kombination von Dauerschall- und Maximalschallpegeln besteht. Die im Gutachten „Entwicklung von Fluglärmkriterien für ein Schutzkonzept“ vorgeschlagenen "Bewertungsgrenzen", sind methodisch in mehrfacher Hinsicht fragwürdig. Sie können ein an den neuesten Erkenntnissen der Lärmwirkungsforschung ausgerichtetes Schutzkonzept nicht ersetzen. Selbst dieses nur ansatzweise erkennbare Bemühen um ein Schutzkonzept wurde allerdings in den weiteren Gutachten und Darstellungen G 10.1 in entscheidenden Punkten nicht berücksichtigt. 

Insoweit ist eine nicht aufzulösende Inkonsistenz der Gutachten festzustellen. 
Die Bewertung der Lärmauswirkungen entspricht weder den wissenschaftlichen Erkenntnissen der Lärmwirkungsforschung, noch wird ernsthaft das Ziel verfolgt, den Lärmschutzinteressen der Betroffenen gerecht zu werden.

Die Bewertungen der lärmbedingten Auswirkungen auf Körper, Gesundheit, Wohlbefinden und Psyche sind im Lärmgutachten ebenfalls vollkommen ungenügend. 
Die Aussage der Gutachter, man könne heute zusammenfassend sagen, dass die Gegenregulationsmechanismen organischer Funktionen erheblich wirksamer und anpassungsfähiger seien als angenommen, ist für die Betroffenen nicht akzeptabel und durch die neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse widerlegt.
Es ist zu kritisieren, dass Unsicherheiten zu Lasten der von Lärm Betroffenen gelöst werden. Wenn sich die Frage, ob es bei alltäglichen, immer wiederkehrenden, einwirkenden Verkehrsgeräuschen zu relevanten Hormonveränderungen kommt, mit dem gegenwärtigen Wissensstand nicht eindeutig zu beantworten sei, muss zu Gunsten der Betroffenen davon ausgegangen werden, dass Lärm Hormonveränderungen verursacht. Dies ist insbesondere auch dadurch gerechtfertigt, dass Hecht / Maschke (1998) zur Feststellung kommen, dass es drei Typen von Cortisolreaktionen auf Lärm gibt: Anstieg, Abfall, Gleichbleiben.

Abgesehen davon, dass in das lärmmedizinische Gutachten der Unterlagen die Fehler bei den Eingangsdaten (z. B. Zahl der Flugbewegungen) dazu führen, dass das Gutachten zu falschen Ergebnissen kommt, spiegeln die im 'lärmmedizinischen Gutachten enthaltenen Vorschläge für ein Schutzkonzept nicht den aktuellen Stand der Lärmwirkungsforschung wider. Als präventiver Richtwert für eine noch tolerable nächtliche Fluglärmbelastung wird das Kriterium 13 x 53 dB(A) vorgeschlagen. 
Nach neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen ist zum Schutz der Erholung im Schlaf jedoch ein Maximalpegel-​Häufigkeitskriterium von 6 x 52 dB(A) heranzuziehen. Aufgrund der hohen Anzahl von zulässigen Fluglärmereignissen (13) ist eine Erholung im Schlaf nicht sichergestellt. Dass es sich gerade bei den Tagesrandzeiten zwischen 22:00 Uhr und 24:00 Uhr sowie 4:00 Uhr und 6:00 Uhr um besonders sensible Tageszeiten handelt, wird in keiner Form bewertet. 

In fehlerhafter Weise werden auch die familiären Kommunikationsstörungen bewertet. Für eine befriedigende/ausreichende kommunikative Nutzung von Außenbereichen (befriedigende/ausreichende Sprecher/Hörer-Situation) wird ein Störpegel von 62 dB(A) vorgeschlagen. Nach den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen sind mehr als unwesentliche (familiäre) Kommunikationsstörungen im Außenwohnbereich jedoch bei Dauerschallpegel ab 55 dB(A) gegeben, so dass bereits bei diesen Lärmwerten Entschädigungsansprüche entstehen, wenn eine Vermeidung nicht möglich bzw. unverhältnismäßig ist.

In den letzten Jahren zeigt sich immer deutlicher, dass bei der Belästigung nicht nur zwischen einer einfachen bzw. hinnehmbaren Belästigung und einer erheblichen Belästigung zu unterscheiden ist, sondern dass auch eine nominale Grenze zur chronifizierten Gesundheitsgefährdung durch starke Belästigung gezogen werden muss. 
Bei chronisch starker Belästigung kann ein Circulus vitiosus ausgelöst werden, der aus den drei Gliedern starke Belästigung - Regulationsstörungen - Krankheit besteht. Der Beginn der erheblichen Belästigung kann bei etwa 10 % stark Belästigten angesiedelt werden.

Zur Beurteilung der fluglärmbedingten Belästigung kann entsprechend den wissenschaftlichen Kriterien nach Hecht/ Maschke eine erhebliche Belästigung oberhalb eines energieäquivalenten Lärmdauerschallpegels von 55 dB(A) werktags von 6:00-19:00 Uhr sowie oberhalb von 52 dB(A) werktags von 19:00-22:00 Uhr sowie an Wochenenden und Feiertagen angesetzt werden.

Der Beginn der vegetativ-hormonellen Beanspruchung mit einer belästigungsbedingten chronifizierten Gesundheitsgefährdung kann entsprechend den wissenschaftlichen Kriterien nach Hecht/ Maschke oberhalb von 68 dB(A) werktags von 6:00-8:00 Uhr, oberhalb von 65 dB(A) werktags von 8:00-19:00 Uhr sowie oberhalb von 55 dB(A) werktags von 19:00-22:00 Uhr sowie an Wochenenden bzw. auch Feiertagen angesetzt werden.

Mit diesen Schwellwerten wird

· einerseits deutlich Position gegen die so genannte Synopse von Griefahn u.a. bezogen (Grundlage für die von Fraport vorgelegten Planfeststellungsunterlagen Ausbau Flughafen Frankfurt);

· eine Position bezogen, die sich weitgehend am Vorsorgekonzept des Umweltbundesamtes (UBA) orientiert

· und die Schwächen der so genanten NAT-Konzepte (Überschreitung eines Maximalpegels mit bestimmter Häufigkeit; z.B. nicht mehr als 6 x 67dB(A) ) vermeidet, indem über das Aufweckpotenzial alle Schallereignisse einbezogen werden können.

Die ausschließliche Berücksichtigung der „Mediationsnacht" bei den Auswirkungsprognosen, insbesondere beim Fluglärm, kann nicht akzeptiert werden. Derzeit gibt es keine wesentlichen Nachtflugbeschränkungen und es ist nicht erkennbar, mit welchem rechtlichen Instrumentarium ein Nachtflugverbot durchgesetzt werden kann. Deshalb muss für den Planungsfall eine „Worst-case"-Betrachtung mit entsprechendem Nachtfluganteil in die PF-Unterlagen eingestellt und mit dem Ist-Zustand verglichen werden.

Für die Abwägung sind auch Lärmwerte von Bedeutung, die unterhalb der gesundheitlichen Beeinträchtigungs- und Belästigungsschwelle liegen. Dieses ist vom Bundesverwaltungsgericht festgestellt worden. 
"Die von der Planfeststellungsbehörde im Rahmen einer gerechten - planerisch gestaltenden - Abwägung vorzunehmenden Bewältigung der durch einen Flughafenneubau aufgeworfenen Probleme des Lärmschutzes beschränkt sich nicht allein auf "unzumutbaren" Fluglärm im Sinne der Rechtsprechung zu §9 Abs.2 LuftVG. Als abwägungserheblicher Belang ist vielmehr jede Lärmbelastung anzusehen, die nicht nur als geringfügig einzustufen ist." (BVerwG Urteil vom 29.1.1991 4C 51/89).
In den Unterlagen der Fraport AG wird nicht dargestellt, ab wann Lärmeinwirkungen vorliegen, die als geringfügig einzustufen sind und ab wann Lärmwirkungen als abwägungserheblich angesehen werden. Dieser gesamte Bereich wird in den Antragsunterlagen nicht thematisiert und bietet entsprechend keine Datengrundlage die der Abwägung zugeführt werden kann.

Entsprechend werden in den Antragsunterlagen lediglich die absoluten Lärmwerte zugrunde gelegt und die relative Zunahme außer Acht gelassen.
So wird beispielsweise ein Wohnbereich, der unter den bisherigen Bedingungen einen äquivalenten Dauerschallpegel von 30 dB(A) zu verzeichnen hat, nach den Ausbauplanungen der Fraport AG künftig jedoch 40 dB(A) unterliegt, wird keinerlei Bewertung noch Abwägung zugeführt.
Das eine sprunghafte Lärmzunahme von 10 dB(A) die Geringfügigkeitsschwelle überspringt und abwägungserheblich ist, dürfte hingegen weitgehend unbestritten sein. Da keine der seitens der Fraport AG vorgelegten umhüllenden Lärmkurven den äquivalenten Dauerschallpegel von 40 dB(A) umfasst, bleibt die Zunahme von 10 dB(A) unbewertet.
Es sei an dieser Stelle an das Flugroutenurteil der Taunusgemeinden erinnerte, welche mit einer ähnlichen Fragestellung zumindest eine erneute Abwägung gerichtlich erzwungen hat.
Unerlässlich ist eine regionale Fluglärmkarte für den geplanten Ausbauzustand, die die Veränderungen der Flugrouten, die Belegungszahlen der Flugrouten, den Kapazitätsanstieg usw. erfasst.
Sie würde die regionalen Veränderungen der Fluglärmsituation ganzheitlich verdeutlichen und überhaupt erst den Bereich des abwägungserheblichen Lärms erkennbar und beurteilbar machen.
Die von der Vorhabensträgerin beantragte Einschränkung des Nachtflugverkehrs (vgl. S. 39, Antragsteil A 1, Anträge), wonach Luftfahrzeuge in der Zeit von 23:00 bis 5:00 Uhr Ortszeit weder starten noch landen dürfen, ist zum Schutz der Nachtruhe nicht ausreichend. Es ist daher absolut notwendig und unerlässlich, dass die Zeit zwischen 22:00 Uhr und 23:00 Uhr sowie 5:00 Uhr und 6:00 Uhr ebenfalls einen besonderen Schutz erfährt. Die ermittelten Konturen, die das Gebiet umschließen, in dem pro Durchschnittsnacht in der Zeit zwischen 22:00 und 1:00 Uhr ein A-be-werteter Maximalschallpegel von 71 dB mindestens 8 mal beziehungsweise in der Zeit zwischen 1:00 und 6:00 Uhr ein A-bewerteter Maximalschallpegel von 68 dB mindestens 5 mal erreicht oder überschritten wird, hätten in Anbetracht der beantragten Beeinschränkung des Nachtflugverkehrs zur Folge, dass in der Zeit zwischen 22:00 Uhr und 23:00 Uhr ein A-bewerteter Maximalschallpegel von 71 dB 8 mal erreicht oder überschritten werden darf. In der Zeit zwischen 5:00 Uhr und 6:00 Uhr dürfte dem zufolge ein A-bewerteter Maximalschallpegel von 68 dB 5 mal erreicht oder überschritten werden. 
Diese Vorgehensweise ist in jeglicher Hinsicht rechtswidrig. Daher wird ein uneingeschränktes Nachtflugverbot gefordert.

Ich befürchte für mich und meine Familie durch die für XX anstehenden Steigerungen des  Fluglärms krank zu werden. Es stehen hier bei Westwetterlage ca. 20dB(A) auf über 50 dB(A) und eine ähnliche Steigerung durch die Abflugroute mit Überschreitung des gesundheitlichen Vorsorgewertes nach der Mediation und Ihres Hauses in der Genehmigung von Wohngebieten an.
5.3 Konkrete gesundheitliche Belastung

Außerdem bin ich gesundheitlich wie folgt vorbelastet und befürchte eine stressbedingte Verschlimmerung dieser Krankheiten:
Konkret liegen folgende gesundheitliche Belastungen vor, die durch die Zunahme von Flugverkehr allgemein mit verursacht sein können und hier speziell durch das beantragte Vorhaben und seine Auswirkungen mittelbar verschlimmert werden
Gesundheitliche Gefahren durch Lärm und speziell Fluglärm sind in der Literatur und in der Rechtsprechung hinreichend belegt. Die neuesten Recherchen zeigen einen deutlichen Zusammenhang zwischen dem Auftreten von Krankheiten und Lärmbelastung. Wir führen hier beispielhaft an: 
-Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Forschungsbericht 29862515 UBA- FB 000387 Epidemologische Untersuchung zum Einfluss von ärmstress auf das Immunsystem und die Entstehung von Arteriosklerose Robert – Koch Institut Berlin

-Umwelt Bundesamt Berlin W. Babisch Zusammenhang zwischen Lärmbelästigung und vermehrtem Auftreten eines Herzinfarktes.
Für unsere Kinder befürchten wir gesundheitliche Entwicklungsstörungen, die durch das beantragte Vorhaben und die damit verbundenen Konsequenzen mit verursacht werden.

6. Lärmauswirkung
6.0 Lärmberechnung Allgemein

Aufgrund der Unterlagen ist es zurzeit nicht erkennbar, welche Lärmkonturen dem Vorhaben einmal zugrunde gelegt werden.
Für den Tag werden zum einen Isolinien dargestellt, bei denen der energieäquivalente Dauerschallpegel Leq 3 von 55 dB bis 70 dB variiert, zum anderen werden Konturen ermittelt, die das Gebiet umschließen, in dem pro Durchschnittstag in der Zeit zwischen 06:00 und 22:00 Uhr ein A-bewerteter Maximalschallpegel von 99 dB mind. 19 Mal bzw. 90 dB mind. 25 Mal erreicht oder überschritten wird. 
Der betroffene Bürger kann somit aus den vorgelegten Unterlagen die tatsächliche Betroffenheit nicht erkennen.

Die Berechnungen von NAT-Isolinien für äquivalente Tages- und Nachtpegel (Leq 3) geben die tatsächlich zu erwartende Lärmbelastung auch nicht annähernd wieder. Die Eingangsdaten sind fehlerhaft, Unsicherheiten sind nicht dargestellt, die Isolinien sind - wie eine theoretische Betrachtung und Messungen zeigen - nicht richtig und unterschätzen systematisch die Überschreitungshäufigkeit um den Faktor 2.
Insoweit sind die vorgelegten Gutachten völlig unbrauchbar. 


Die den Berechnungen zugrunde gelegte „Anleitung von Berechnung von Lärmschutzbereichen - AzB" mit der aktualisierten Flugzeuggruppeneinteilung AzB/99 ist nicht geeignet, den Lärmschutzinteressen der Betroffenen gerecht zu werden. Die AzB wurde für Anwendungs- und Pegelbereiche zugrunde gelegt, für die sie nicht konzipiert wurde. 
Die Anleitung zur Berechnung von Lärmschutzbereichen weist einen Gültigkeitsbereich von etwa 25 km auf. Die darüber hinaus gehenden Gebiete können mit der im Verfahren angewendeten Berechnungsmethode nicht erfasst werden, obwohl sich der Fluglärm auch dort auswirken wird. Es ist nicht nachvollziehbar und wird daher ausdrücklich kritisiert, dass die Lärmbetroffenheit aufgrund eines unrealistischen Berechnungsmodells bewertet wird.
Es wird daher gefordert, eine belastbare Berechnungsmethode heranzuziehen, welche die Lärmauswirkungen insgesamt und ohne Einschränkung durch einen begrenzten Gültigkeitsbereich feststellt. Eine Qualitätssicherung durch Vergleiche mit dem Überwachungssystem der Fraport und anderen Messeinrichtungen ist ebenfalls nicht erfolgt, so dass auch insoweit die Gutachten nicht verwertbar sind.

Durch die sämtlichen Gutachten zugrunde liegende sog. "ö-Regelung" wird für jede der Betriebsrichtungen eine separate charakteristische Lärmkontur ermittelt. Gegen diese Vorgehensweise werden ausdrücklich Einwendungen erhoben.
Statt dieser Regelung hätte eine 100 : 100 Betriebsrichtungsaufteilung zugrunde gelegt werden müssen. Dies hat bereits der Bayerische Verwaltungsgerichtshof in seinem Urteil vom 27.07.1989 (Az.: 20 B 81) entschieden. Nach der Rechtsprechung muss im Interesse der vom Fluglärm Betroffenen der maximal zu erwartende Flugverkehr berücksichtigt werden. 
Dies ist sachgerecht, wird jedoch von der Vorhabensträgerin ignoriert. 

Es wird daher gefordert, dass die Lärmauswirkungen anhand der 100 : 100 Betriebsrichtungsaufteilung zu berechnen sind.

6.2 Veraltetes und ungenügendes lärmmedizinisches Gutachten

Abgesehen davon, dass in das lärmmedizinische Gutachten die Fehler bei den Eingangsdaten (z. B. Zahl der Flugbewegungen) dazu führen, dass das Gutachten zu falschen Ergebnissen kommt, spiegeln die im 'lärmmedizinischen Gutachten enthaltenen Vorschläge für ein Schutzkonzept nicht den aktuellen Stand der Lärmwirkungsforschung wider. Als präventiver Richtwert für eine noch tolerable nächtliche Fluglärmbelastung wird das Kriterium 13 x 53 dB(A) vorgeschlagen. 
Nach neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen ist zum Schutz der Erholung im Schlaf jedoch ein Maximalpegel-​Häufigkeitskriterium von 6 x 52 dB(A) heranzuziehen. 
Aufgrund der hohen Anzahl von zulässigen Fluglärmereignissen (13) ist eine Erholung im Schlaf nicht sichergestellt. Dass es sich gerade bei den Tagesrandzeiten zwischen 22:00 Uhr und 24:00 Uhr sowie 4:00 Uhr und 6:00 Uhr um besonders sensible Tageszeiten handelt, wird in keinster Form bewertet. 
In fehlerhafter Weise werden auch die familiären Kommunikationsstörungen bewertet. Für eine befriedigende/ausreichende kommunikative Nutzung von Außenbereichen (befriedigende/ausreichende Sprecher/Hörer-Situation) wird ein Störpegel von 62 dB(A) vorgeschlagen. 
Nach den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen sind mehr als unwesentliche (familiäre) Kommunikationsstörungen im Außenwohnbereich jedoch bei Dauerschallpegel ab 55 dB(A) gegeben, so dass bereits bei diesen Lärmwerten Entschädigungsansprüche entstehen, wenn eine Vermeidung nicht möglich bzw. unverhältnismäßig ist.
6.3 gestörte Nachtruhe
6.3.1 Abkehr vom Mediazionskonzept

Die Fraport AG hat in der Mediation die Zusage gegeben, die Lärmauswirkungen nach einem bestimmten Modus zu berechnen, dabei festgelegte Schwellen- und Grenzwerte einzuhalten und ein Nachtflugverbot von 23:00 bis 05:00 Uhr (Mediationsnacht) einzuhalten. Von all diesen Zusagen hat sich die Fraport im vorliegenden Planfeststellungsantrag verabschiedet: Die Berechnungen der Lärmauswirkungen erfolgt jetzt nach Methoden, die allein von Fraport-Gutachtern bestimmt wurden. Diese haben die Betroffenheit und die Folgen von Fluglärm „heruntergerechnet".Damit werden die Lärmauswirkungen dramatisch unterschätzt. Die Fraport AG fühlt sich auch nicht mehr an die vereinbarte Mediationsnacht gebunden;

die Fraport AG startet vielmehr den Versuch, das Nachtflugverbot mit einem juristischen Wortschwall als rechtlich nicht durchsetzbar hinzustellen. Ersatzweise wird vorsorglich eine aufgeweichte Form des Nachtflugverbotes angeboten, wonach eine unbestimmte Anzahl von Flügen von 23:00 bis 05:00 Uhr stattfinden soll. Die Zahl der Flüge wäre dann zwischen 22:00 und 06:00 Uhr im Planungsfall 2015 höher als heute und im Planungsnull-Fall. Dies ist genauso wenig akzeptabel, wie die Tatsache, dass dieses (reduzierte) Nachtflugverbot erst nach Erhöhung des Kapazitätseckwertes wirksam werden soll.

6.3.2 Uneingeschränktes Nachtflugverbot

Die von der Vorhabensträgerin beantragte Einschränkung des Nachtflugverkehrs, wonach Luftfahrzeuge in der Zeit von 23:00 bis 5:00 Uhr Ortszeit weder starten noch landen dürfen, ist zum Schutz der Nachtruhe nicht ausreichend. 
Es ist daher absolut notwendig und unerlässlich, dass die Zeit zwischen 22:00 Uhr und 23:00 Uhr sowie 5:00 Uhr und 6:00 Uhr ebenfalls einen besonderen Schutz erfährt. Die ermittelten Konturen, die das Gebiet umschließen, in dem pro Durchschnittsnacht in der Zeit zwischen 22:00 und 1:00 Uhr ein A-bewerteter Maximalschallpegel von 71 dB mindestens 8 mal beziehungsweise in der Zeit zwischen 1:00 und 6:00 Uhr ein A-bewerteter Maximalschallpegel von 68 dB mindestens 5 mal erreicht oder überschritten wird, hätten in Anbetracht der beantragten Beeinschränkung des Nachtflugverkehrs zur Folge, dass in der Zeit zwischen 22:00 Uhr und 23:00 Uhr ein A-bewerteter Maximalschallpegel von 71 dB 8 mal erreicht oder überschritten werden darf. 
In der Zeit zwischen 5:00 Uhr und 6:00 Uhr dürfte dem zufolge ein A-bewerteter Maximalschallpegel von 68 dB 5-mal erreicht oder überschritten werden. 
Diese Vorgehensweise ist in jeglicher Hinsicht rechtswidrig. 
Daher wird ein uneingeschränktes Nachtflugverbot gefordert.


7. Luftschadstoff-Immissionen

Die von der Fraport AG vorgelegten Gutachten zur Ermittlung und Bewertung der Immissionssituation durch Luftschadstoffe als Folge des Ausbauvorhabens sind

unzulänglich und bedürfen der Überarbeitung.
Die Beschränkung der Untersuchung auf wenige Luftschadstoffe gibt die Immissionssituation im Ausbaufall nur ausschnittsweise und unvollständig wieder; die Untersuchung der Emissionen bis in 600 m Höhe führt zu einem unzulässig kleinen Untersuchungsgebiet für die Immissionssituation.
Das Gesamtergebnis der Immissionssituation für den Planungsfall, wonach sich die Schadstoffbelastungssituation nicht verschlechtert bzw. sogar verbessert, ist angesichts des prognostiziertendeutlich erhöhten Verkehrsaufkommens nicht nachvollziehbar. 
Fehlerhaft ist zudem, dass bei der Bewertung der Immissionssituation Zielrichtwerte aus europarechtlichen Vorgaben nicht zugrunde gelegt worden sind. Ebenfalls wurden die kumulativen Wirkungen von Luftschadstoffen, insbesondere im Hinblick auf kanzerogene Stoffe nicht betrachtet. Zur Einschätzung der gesundheitlichen Risiken durch Immissionen kanzerogener Stoffe ist jedoch nicht nur die Einzelbetrachtung des jeweiligen Schadstoffs, sondern auch die Untersuchung der Additiven und potenzierenden Wirkungen verschiedener (insbesondere kanzerogener Luftschadstoffe) zu betrachten. Es wird daher gefordert, die additiven und potenzierenden Wirkungen verschiedener Luftschadstoffe unter besonderer Berücksichtigung der kanzerogenen Luftschadstoffe zu untersuchen.

Unzureichend ist auch die Untersuchung von Umwandlungen der Schadstoffe bzw. ihre Akkumulation in der Luft. Benzol hat beispielsweise eine Verweildauer von 100 Tagen und wandelt sich durch Sonneneinstrahlung zu teilweise noch deutlich toxischeren Substanzen um. Die hieraus resultierenden gesundheitlichen Risiken bleiben bei der Betrachtung allerdings völlig außen vor. 

Katalytische Folgen einzelner Luftschadstoffe werden ebenfalls nur auszugsweise betrachtet bzw. zugunsten des planfest zustellenden Vorhabens thematisiert. So wird lediglich für Ozon (03) angegeben, Modellrechnungen hätten erwiesen hätten, dass die hohen NOx-Emissionen des Flughafenbetriebes aufgrund der schnellen Reaktion des NO mit 03 zu einem Ozonabbau führten; der Flughafenbetrieb bilde daher "eher eine Ozonsenke". Deshalb könne für das Planungsjahr 2015 eine insgesamt sinkende Ozonbelastung prognostiziert werden (vgl. Gutachten G 14 - Humantoxikologisches Gutachten, S. 29 f.). Welche Auswirkungen negative katalytische Folgen anderer Luftschadstoffe haben könnten, wird hingegen nicht untersucht.
Es wird daher gefordert, die Umwandlung der Luftschadstoffe bzw. ihre Akkumulation in der Luft zu untersuchen und im Rahmen der Immissionsprognose entsprechend zu berücksichtigen.

Schon allein die Tatsache, dass die Schadstoff-Immissionssituation nicht auf der Basis der im Ausbaufall möglichen 900.000 jährlichen Flugbewegungen untersucht wurde, rechtfertigt die Annahme, dass die humantoxikologische Bewertung im Luftschadstoffgutachten(G 13.4) fehlerhaft ist.

Darüber hinaus wird für die Humantoxikologische Bewertung der Luftschadstoffbelastungssituation zwar auch der Richtgrenzwert für PM 10 im Jahresmittel ab dem1. Januar 2010 in Höhe von 20 Ng/m3 genannt (vgl. Gutachten G 14 - Humantoxikologie Tabelle 3-3, S. 43); eine Bewertung der Belastungssituation im Hinblick auf PM 10 unter Berücksichtigung dieses Richtgrenzwertes erfolgt jedoch nicht. Im Gegenteil: Im Rahmen der Bewertung im Untersuchungsgebiet wird für PM 10 ein Jahresmittelwert von max. 21 Ng/m3 genannt und hieraus - trotz der Betrachtung für das Jahr 2015, also deutlich nach 2010 - die Schlussfolgerung gezogen, dass die Werte ~deutlich unter dem [...) Grenzwert" lägen. 
Fehlerhaft ist auch, dass im humantoxikologischen Gutachten die Luftschadstoffbelastungssituation durch PM 2,5 nicht, nicht einmal ansatzweise, betrachtet wird. 
Die Schwebstaubfraktion PM 2,5 ist jedoch ausdrücklich in der Richtlinie 1999/30/EG genannt und muss bei den Auswirkungen des Vorhabens hinsichtlich der Luftschadstoffe rechtlich schon wegen ihrer extrem schädlichen Auswirkungen (Hirngängigkeit) zwingend berücksichtigt werden.

8. Sicherheit

8.1 Absturzrisiko
Das externe Risiko des beantragten Ausbaus des Frankfurter Flughafens und des dadurch resultierenden zusätzlichen Flugverkehrs ist insbesondere für meinen Ortsteil Xxxx extrem hoch, da er allseits von xxxChemieanlagen umgeben ist. Abstürze über der Chemiefabrik Cosa oder der Schrammlacke hätten Auswirkungen weit über das eigentliche Betriebsgelände hinaus. 
Die Aussagen der Fraport AG zum Externen Risiko im Ausbaufall sind fehlerhaft. Die Untersuchungen basieren auf unzutreffenden Annahmen, berücksichtigen in den Anflugschneisen liegende Anlagen mit hohem Gefährdungspotential nicht und setzen sich mit Untersuchungen, die die Risikosituation im Ausbaufall deutlich kritischer einschätzen, nur unzureichend auseinander. Für die Berechnung des Externen

Risikos werden Flugbewegungszahlen zugrunde gelegt, die der tatsächlichen Kapazität im Ausbaufall nicht entsprechen. Darüber hinaus unterscheiden sich, verglichen mit den Untersuchungen im Raumordnungsverfahren, die Aussagen zu den Einzelrisikozonen im Planungsfall 2015, ohne dass hierfür eine nachvollziehbare und belegte Erklärung vorgelegt wird. Die Ermittlung der Risikozonen im Planungsfall 2015, wie sie im Gutachten „G 16.1 - Externes Risiko für den Flughafen Frankfurt Main" zugrunde gelegt werden, sind nicht nachvollziehbar. Sie stehen in eklatantem Widerspruch zu den Angaben, wie sie von der Vorhabensträgerin noch im Raumordnungsverfahren für die Nordwestbahn vorgelegt worden sind. Die entscheidende Eingangsgröße der Unfallhäufigkeit wird in den vorliegenden Risikogutachten opportunistisch ermittelt: Mit unzulässigen Methoden ausgewählte Unfälle werden zu einer Reduzierung der Unfallhäufigkeit herangezogen. Nur so war es möglich, die Fläche der Betroffenheit eines relevanten Externen Unfallrisikos von dem Ergebnis des

Raumordnungsverfahrens mit 68,2 qkm in einem zwischenzeitlich erstellten Gutachten vom September 2003 auf 5,4 qkm und schließlich im jetzt vorliegenden Gutachten auf 2,5 qkm zu reduzieren. Durch dieses „Risikomanagement besonderer Art" ist die Risikofläche im Verfahren um 95 % geschrumpft. Die Hanauer Atomanlagen wurden nicht berücksichtigt. Es wird gefordert, das vorliegende Risikogutachten aus dem Verfahren zu nehmen, denn es gefährdet die Fahrgäste der Bundesbahn im Fernbahnhof des Flugbahnhofes, mehrere 1.000 Arbeitsplätze im industriellen Bereich und die benachbarten Siedlungsbereiche. Daher wird des Weiteren gefordert, durch einen unabhängigen Gutachter das Gutachten zum Externen Risiko unter Berücksichtigung der Empfehlungen der unabhängigen Störfallkommission des Bundes und unter Einbeziehung der gefährdeten Personengruppen und der Hanauer Atomanlagen überarbeiten zu lassen.

9. Wirtschaftlichkeit
9.1 Arbeitsplätze
Die möglicherweise durch den Ausbau Arbeitsplätze geschaffenen Arbeitsplätze in der Region könnten ebenfalls als Daseinsvorsorge gewertet werden. Frage ist nur, ob und in welchem Umfang tatsächlich durch den Ausbau zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. Das Verhältnis von Passagieraufkommen zur Anzahl der Beschäftigten hat sich beim Frankfurter Flughafen in Folge von Rationalisierungs-maßnahmen stark verändert: 
- 1975  – 
2100 Arbeitsplätze pro 1 Mio Passagiere (Jahr)

- 2001  – 
1100 Arbeitsplätze pro 1 Mio Passagiere (Jahr)

- 2015  – 
ca. 850 Arbeitsplätze pro 1 Mio Passagiere (Jahr) – 

Schätzung auf Grund der vorherigen Entwicklung. 

Wegen zunehmender Rationalisierung insbesondere im Gepäckabfertigungsbereich und der steigenden Flugzeuggröße werden bis zum Jahr 2015 im Falle des Ausbaus lediglich höchstens ca. 5.000 zusätzliche Arbeitsplätze entstehen, nicht die noch im Raumordnungsverfahren angekündigten 30.000. Momentan existieren insgesamt 62.500 Arbeitsplätze am Flughafen. Werden an anderer Stelle wegfallende Arbeitsplätze aufgerechnet (keine Firmenansiedlung auf Caltex Gelände,  Umsiedlung Ticona etc.) fallen insgesamt Arbeitsplätze weg. Abgesehen davon behauptet Fraport, im Planungsnullfall würden trotzdem 15.000 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen. Auch hier kann die Daseinsvorsorge in Form von zu schaffenden Arbeitsplätzen im Falle eines Ausbaus nicht geltend gemacht werden.

9.2 Vogelschlagrisiko

Im Luftraum gibt es nicht nur Düsenjets, sondern auch Vogelschwärme. Diese kommen in der Nähe von Flughäfen mit Flugzeugen in Konflikt. Werden sie in die Triebwerke gesaugt, können sie das Triebwerk beschädigen oder gar zu einem Triebwerksausfall führen. Wenn mehrere Triebwerke betroffen sind, weil das Flugzeug in einen größeren Vogelschwarm geraten ist, kann das zu einem Absturz führen. Auch Beschädigungen der Pilotenkanzel durch große Vögel sind schon vorgekommen.

Vogelschlag gehört zu den großen Problemen in der Luftfahrt. Im Jahr 2003 wurden allein in den USA fast 6000 Vorfälle gemeldet (schätzungsweise 20% aller Vorfälle, die passiert sind). Meist (aber eben nicht immer) geht der Konflikt glimpflich aus, weil moderne Flugzeuge auch bei Ausfall eines Triebwerks noch landen können. Der wirtschaftliche Schaden ist aber sehr groß und wird allein in den USA auf 500 Millionen Dollar geschätzt 

Flughäfen geben sich daher große Mühe, das Vogelschlag-Risiko zu vermindern, indem sie die Vögel auf dem Flughafengelände "vergrämen". Meist sorgt man dafür, dass es den Tieren auf dem Flughafen einfach nicht gefällt, wenn das nicht hilft, versucht man sie aktiv zu vertreiben. Auch auf dem Gelände des Frankfurter Flughafens geht das auch ganz gut. 

Bei einer Nordwestbahn wäre das anders. An der Eddersheimer Brücke, wo beim Anflug auf die geplante Nordwestbahn von Westen anfliegende Flugzeuge in 120 m Höhe den Main überqueren würden, halten sich auch große Schwärme von Vögeln auf (das Bild zeigt einen Vogelschwarm im Morgengrauen). Im Winter sind am Main vor allem Lachmöwen und Saatkrähen zu Tausenden anzutreffen, und sie fliegen oft im gleichen Höhenbereich wie die Flugzeuge. Das Risiko eines Flugzeugabsturzes durch einen Zusammenstoß mit einem Vogelschwarm ist hier also besonders hoch. Besonders unschön: ein paar Kilometer nach den Vögeln liegt das Chemiewerk Ticona auf dem Weg der Flugzeuge. Verjagen kann man die Vögel hier nicht: der Main ist ihr natürlicher Zugweg. Wenn man es rechtzeitig merkt, könnte man die Landebahn höchstens sperren, wenn gerade mal wieder besonders viele Vögel unterwegs sind - das Risiko bleibt hoch. 

10. Wohnsituation und Wertverlust der Immobilie

10.1 Allgemein

Die oben angegebene Adresse ist mein Hauptwohnsitz. Ich bin schon jetzt durch die Auswirkungen des Flughafens unzumutbar beeinträch​tigt.

In unserer selbst genutzten Immobilie in der Straße XX in Offenbach- XX  werden wir insbesondere seit der Neuordnung der durch eine Zunahme von Flugbewegungen am Tag und in der Nacht beeinträchtigt. 

Da der durch das Immissionsschutz- und das EU-Recht besonders gesicherte Zeitraum von 22.00 Uhr in der Nacht bis 6.00 Uhr morgens von den Betreibern des Flughafens Frankfurt zunehmend durch Nachtflüge gestört wird,  beeinträchtigt der Flughafen Frankfurt schon jetzt unser Wohlbefinden und unsere Gesundheit am Standort XX. Dies wirkt sich besonders in den Sommermonaten durch geringe Steighöhe wegstartender schwerer Flugzeuge sowie geöffneter Schlafzimmerfenster aus.
Speziell durch die neue Einrichtung von Eindrehschleifen (auch) über den nördlichen Ortsteilen von Offenbach, für deren Zustandekommen nach unserem Rechtsverständnis alle verfassungs- und planungsrechtlichen Grundsätze der Betroffenenbeteiligung (hier zunächst der Gemeinde Offenbach) außer Kraft gesetzt wurden, hat sich unsere Wohnsituation extrem verschlechtert.

Gründe + Zeitpunkt des Zuzugs /  jetzige Nutzung  / familiäre Kommunikation

Nach dem Ausbau mit einer gesamt Zahl von 1 000.000 Flugbewegungen werden wir ganz erheblich über alle Erträglichkeit hinaus  durch die Auswirkungen des Flughafens belastet sein.
10.2 Gewährung passiver Schallschutz

Im Ausbaufall beantragen wir im Planfeststellungsbeschluss die Gewährung passiven Schallschutzes sowie die Festsetzung einer angemessenen Entschädigung für den Wertverlust für unsere oben genannte Immobilie im Hinblick auf aktuelle Rechtsprechung durch das BGH Urteil VZR 72/04 vom 10.12.04 .
10.3 Die Lage der Immobilie

Die Immobilie, in der ich wohne, halte ich in Miteigentum .

In meinem Alleineigentum



Wohnungseigentum 

Ich vertrete die folgenden weiteren Mitberechtigten: meine(n) Lebenspartner(in)...............................................................................................................................

An der Immobilie, in der ich wohne, habe ich         

das Erbbaurecht

den Nießbrauch

sonstige dingliche Rechte:..........................................................................................

Ich vertrete die folgenden weiteren Mitberechtigten: (Name, Adresse vgl. Anlage)
          .............................................................................................................................................
Bei der Immobilie handelt es sich um ein Zweifamilienhaus mit 2 Wohneinheiten. Die andere Wohneinheit befindet sich ebenso in unserem Eigentum.

Einfamilienhaus
Zweifamilienhaus
Mehrfamilienhaus) 
Reihenhaus mit X Wohneinheiten
10.4 Wertverlust

Im Ausbaufall befürchte ich einen Wertverlust meiner Immobilie. Diese Wertminderung bedeutet eine Verletzung meines Grundrechts auf Eigentum nach Art. 14 GG. Somit sind mit dem Flughafenausbau konkrete wirtschaftliche Nachteile für mich verbunden, es handelt sich folglich nicht lediglich um eine auf der Sozialpflichtigkeit des Eigentums (Art. 14 Abs. 2 GG) beruhende Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums, sondern um einen enteignungsgleichen Eingriff, für den ich vollumfänglichen Schadensersatz fordere.
Die Immobilie dient uns statt anderer Absicherungsformen als Alterssicherung ab Eintritt in das Rentenalter. 

Neben der zusätzlichen Unkalkulierbarkeit des tatsächlichen Lärmmaßes und der Wertminderung sehen wir noch ein erhebliches Risiko für unser Leben und unsere Gesundheit. 

Es kann jederzeit eine Flugzeugkollision geben. Dies um so mehr, als die Fraport AG die Flugbewegungen auf 1 000.000 pro Jahr und steigern will.

In der näheren Umgebung befinden sich chemische Fabriken. Schließlich kann es jederzeit einen Flugzeugabsturz, bedingt durch technische oder menschliche Fehler, auf einen dieser Betriebe geben. Jedes Risiko allein und insbesondere die Summe aller Risiken sind für uns inakzeptable Gefahren.

Als Eigentümer unserer Immobilie würde neben der Lebensbedrohung durch einen Flugzeugabsturz die Beschädigung oder der Verlust dieser Immobilie für uns einen hohen finanziellen Verlust bedeuten. 

Wir beantragen, dass der Flughafenbetreiber für die uns bezüglich dieses Risikos entstehenden direkten und indirekten Sach- und Personenschäden unbeschränkt haftet und uns eine entsprechende Versicherung im Ausbaufall nachweist.

11. Mietsituation


Ich bin Alleinmieter


des Hauses
 einer Wohnung



.................................................................................................................


Sonstiges


Ich bin Mitmieter


des Hauses               einer Wohnung                      
12. Firmensituation


Ich bin Inhaber

Ich bin Geschäftsführer

der Firma ....................................................Adresse................................................


Die
      GmbH
OHG
 KG (auch GmbH und Co. KG),

 

 AG
Einzelfirma
 BGB-Gesellschaft

hat durch den Fluglärm des Flughafens Frankfurt/Main Nachteile, z.B.

- Mitarbeiter

- Einwirkung durch Lärm

- Umfeld 
und durch den Ausbau verstärkt negative Auswirkungen zu erwarten.


Bei dem Gewerbebetrieb handelt es sich um


.................................................................................................................
13. Naturschutz

13.1 Wald und FFH Gebiete

Das geplante Projekt gefährdet den Wald in mehrerlei Hinsicht: in der Gewässerschutzfunktion, als Lebensraum von Fledermauspopulationen, des Hirschkäfers des Mittelspechts, des Grauspechts, als Klimaschutzfaktor, als Funktionsträger für den Bodenschutz, den Lärmschutz und die Luftreinhaltung sowie in der Erholungsfunktion. 
Ausgewiesene, potentielle bzw. faktische FFH- bzw. Vogelschutzgebieten werden gefährdet oder sogar zerstört. Dies führt zur Unzulässigkeit des Projektes, insb. aus naturschutzrechtlichen Gründen. 
Auf die diesbezügliche anhängige EU​ Beschwerde mit dem Az.: D(2002) ENV D.2/CSlbf525500 (Beschwerde-Nr.2002/5175) wird verwiesen; sie wird insoweit vollinhaltlich zum Gegenstand auch dieser Einwendung gemacht.
13.2 Folgen für das lokale Klima

Die Auswirkungen auf das lokale Klima, z. B. infolge der Temperaturerhöhungen um verbundenen Folgen für das Landschaftsschutzgebiet „Grüngürtel und Grünzüge in der Stadt Frankfurt am Main“ bzw. die Waldzonen im Süden von Offenbach sowie die unter Naturschutz stehenden Zonen um den Main bleiben ebenfalls weitgehend unbeachtet.

Diese klimatisch belastete Situation wird durch die oben beschriebene Zunahme von Flugbewegungen aufgrund der hohen Schadstofffracht beim Abflug und der Kerosinentsorgung vor der Landung über dem Rhein-Main-Gebiet und speziell im Einflugbereich über unserem Haus noch verschärft.

Damit ist auch auf der lokalen Ebene unseres Wohnortes eine Verschlechterung der Gesundheitsbedingungen zu erwarten, zu denen das beantragte Vorhaben mittelbar (durch die beabsichtigte Erhöhung der Flugbewegungen) beiträgt. Die weitere Umgebung ist nur partiell  wegen der Verlärmung durch Fluglärm über 60 dB zur Naherholung nutzbar.
13.2 Grundwasserproblematik

Die Darstellungen zur Problematik des Themenkomplexes Wasser und Bodenverunreinigung sowohl für das Grundwasser als auch für das Oberflächenwasser sind unzureichend. 
Erforderlich sind weitergehende Untersuchungen, um den Anforderungen des Wasserhaushaltsgesetzes, insbesondere den sich aus §§ 6 Abs. 1, 26 und 34 WHG ergebenden Anforderungen gerecht zu werden. 
Durch die geplanten Ausbaumaßnahmen werden Wasserschutzgebiete und Trinkwassergewinnungsanlagen (z. B. der Hessenwasser)gefährdet; durch Schadstoffe (z. B. durch Kerosinablass im Notfall ), bestehen erhebliche Risiken für die pufferschwachen Böden dieser Gebiete. 

9.9.9 Anregungen für weitere individuelle Argumentationen
· Störung beim Fernsehen, Telefonieren

· Störung meiner Erholung/Entspannung zu Hause

· Ich kann im Sommer die Fenster nicht zum Lüften öffnen

· ich befürchte, in einem Schallschutzkäfig leben zu müssen, das ist nicht zumutbar

· ich kann mich wegen des Lärms nicht mehr auf dem Balkon, auf der Ter​rasse, im Garten aufhalten

· ich fühle mich durch die niedrigen Überflüge bedroht

· meine Kinder können nicht draußen spielen

· meine (kleinen) Kinder sind durch den Lärm der Flugzeuge erschreckt und haben Angst

Wertverlust meiner Immobilie(n) durch Fluglärm

· geringerer Verkaufserlös

· weniger Mieteinnahmen

· ich kann mein Haus/meine Eigentumswohnung nur unter großen    


Verlus​ten verkaufen und kann deshalb nicht wegziehen

· ich kann mir die Mieter nicht mehr aussuchen und muss auch 


 Problem​fälle nehmen

· ich finde nicht genug Mieter, die Wohnung steht deshalb zeitweise leer

· ich kann meinen Balkon/meine Terrasse/meinen Garten wegen des Lärms nicht mehr nutzen


Beeinträchtigung/Schädigung meiner Gesundheit durch erhöhte 


Schad​stoffbelastung


Beeinträchtigung der Erholungs- und Freizeitmöglichkeiten außerhalb mei​ner Wohnung

· Der Wald, in dem ich meine Freizeit verbringe, wird gerodet

· In meinem Freizeitgebiet wird es so laut werden, dass keine Erholung mehr möglich ist

· Ich muss weite Strecken fahren, um einen ruhigen Platz zu finden, wo ich mich erholen kann, das kostet Zeit und Geld



Indirekte Schädigung durch Verschlechterung meines Wohn- und Lebens​umfeldes durch Verlärmung

· alle meine Freunde, die es sich leisten können, werden wegziehen

· gut verdienende Menschen werden wegziehen, die Stadt wird deshalb weniger Steuern einnehmen. Deshalb wird es höhere Abgaben, Schlie​ßung von sozialen und kulturellen Einrichtungen geben, das verschlech​tert meine Lebensqualität

· Die Sozialstruktur wird sich nachteilig verändern, sodass ich mich nicht mehr wohl fühlen werde und wegziehen muss

Verschlechterung meines Lebensumfelds durch Waldverlust

· Verlust von Freizeitmöglichkeiten, die ich bisher wahrnehme

· Verschlechterung des Kleinklimas, dadurch negative Folgen für mein Wohlbefinden

· Verschlechterung des ohnehin kritischen lokalen Klimas im Rhein-Main​ Gebiet durch den Verlust des Waldes. In Hitzeperioden kann es z.B. zu kritischen Wärmestaus und erhöhter Schadstoffbelastung wegen man​gelhaftem Luftaustausch kommen, mit schädlichen Folgen für mein Wohlbefinden/meine Gesundheit
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